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TAGESORDNUNG für die  Sitzung  des Rates der Stadt am Dienstag, dem 03.09.2019, 
16:00 Uhr  

Sitzungsort: großer Sitzungssaal (Raum 312), Rathaus Herne 

Öffentlicher Teil  

1. Fragestunde für Einwohner 

1.1. Einwohnerfrage betreffend "Vereinbarkeit von Feuerwerksevents in Herne mit 
dem Klima-, Umwelt- und Gesundheitsschutz für die Bevölkerung 

1.2. Frage eines Einwohners betreffend "Bumenthal-Gelände" 

2. Einbringung des Entwurfes des Haushaltsplanes 2020 und des Entwurfes des 
Haushaltssanierungsplanes 2020 in den Rat der Stadt - mündlicher Vortrag - 

3. Beitritt zum FIWARE Foundation e.V. 

4. Genehmigung einer Dienstreise nach Luzhou (China) 

5. rku.it GmbH (rku.it): Gesellschaftsvertragsänderung 

6. TMR - Telekommunikation Mittleres Ruhrgebiet GmbH (TMR): 
Gesellschaftsvertragsänderung 

7. Revierpark Gysenberg Herne GmbH (RPG)  
Gewährung eines Investitionskostenzuschusses 

8. Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung: Bereitstellung von überplanmäßigen 
Mitteln 

9. Antrag: Weiterentwicklung der Wertschätzungs- und Anerkennungskultur im 
Ehrenamt 

10. Antrag: Prüfung über die Tauglichkeit von Chatbots 

11. Antrag: Auftrittsverbot für exotische Tiere 

12. Antrag: Tempo 30-Zone auf der Rathausstraße 

13. Mitteilungen des Oberbürgermeisters 

14. Anfragen der Stadtverordneten 

Nichtöffentlicher Teil 

1. Wahl der ehrenamtlichen Richter/-innen für das Sozialgericht Gelsenkirchen 

2. Wahl der ehrenamtlichen Richter/-innen für das Landessozialgericht Nordrhein-
Westfalen in Essen 

3. Bundesförderprogramm Breitbandausbau 
hier: Vergabeentscheidung Fördermaßnahme Breitbandausbau 

4. Einbringung eines städtischen Baugrundstücks für das Ausschreibungsverfahren 
"Neuanmietung PI 2/ Polizeiwache Herne" 

5. Mitteilungen des Oberbürgermeisters 

6. Anfragen der Stadtverordneten 

Herne, 27.08.2019  Der Oberbürgermeister: Dr. Frank Dudda 

Weitere Informationen zu den Inhalten finden Sie im Ratsinformationssystem unter 
www.herne.de 
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TAGESORDNUNG für die  Sitzung  der Bezirksvertretung des Stadtbezirks Sodingen 
am Mittwoch, dem 04.09.2019, 17:00 Uhr  

Sitzungsort: Bürgersaal der Akademie Mont-Cenis, Mont-Cenis-Platz 1 

Öffentlicher Teil 

1. Vorschlag: Sachstandsbericht Bezirksdienst der Polizei im Stadtbezirk Sodingen 

2. Vorstellung des Neubauvorhabens auf der Castroper Straße 238, Gelände der ehem. 
Gärtnerei  
- mündlicher Bericht - 

3. Bebauungsplan Nr. 225 - Uhlandstraße -,  
Stadtbezirk Sodingen,  
Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses 

4. Vorschlag: Sachstandsbericht WEP-Fläche Uhlandstraße 

5. Anfrage: Geplante private Bebauung im Quellbereich für die Orchideenwiese im 
Voßnacken 

6. Beschluss der Erarbeitung eines integrierten städtebaulichen Entwicklungskonzepts 
(ISEK) für die Siedlung Teutoburgia 

7. Antrag: Umgestaltung einer Fußgängerampel 

8. Antrag: Fahrradständer umstellen vor dem Edeka-Markt in Sodingen 

9. Vorschlag: Sachstandsbericht barrierearme Zugangsmöglichkeit zum 
Stadtteilzentrum an der Akademie Mont-Cenis 

10. Anfrage: Probleme an der Gneisenaustraße Höhe Hausnummer 1 

11. Anfrage: Müllproblematik an der Akademie Mont-Cenis 

12. Vorschlag: Verkehrsprobleme im Umfeld der Akademie 

13. Anfrage: Lkw-Parken auf der Gneisenaustraße ab Langforthstraße neben der 
Kleingartenanlage bis Einmündung zum Hafen 

14. Anfrage: Straßenreinigung "Am Knie" 

15. Sachstandsbericht Stadtbezirkskonferenzen des Fachbereichs Kinder-Jugend-
Familie 

16. Vorschlag: Sachstandsbericht zum Umbau und zur Renaturierung von Ostbach und 
Emscher 

17. Errichtung einer Kolumbarienanlage auf dem Südfriedhof an der Wiescherstraße 

18. Anfrage: Rasenproblematik auf dem Sportplatz SV Sodingen 

19. Vorschlag: Beleuchtung am Hundesportverein Herne 08 e. V. 

20. Bestellung eines stellvertretenden Leiters der Bezirksverwaltungsstellen 

21. Mitteilungen des Bezirksbürgermeisters und der Verwaltung 

Nichtöffentlicher Teil 

1. Mitteilungen des Bezirksbürgermeisters und der Verwaltung 

Herne, 28.08.2019  Der Bezirksbürgermeister:  Mathias Grunert 

Weitere Informationen zu den Inhalten finden Sie im Ratsinformationssystem unter 
www.herne.de 
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TAGESORDNUNG für die  Sitzung  der Bezirksvertretung des Stadtbezirks Eickel am 
Donnerstag, dem 05.09.2019, 16:00 Uhr  

Sitzungsort: Eickeler Markt 1, Bürgersaal des Sud- und Treberhauses 

Öffentlicher Teil 

1. Sachstandsbericht Soziale Stadt Wanne-Süd 

2. Anfrage: Straßenausbaubeiträge nach dem Kommunalabgabengesetz 

3. Antrag: Erarbeitung einer geänderten Planung zum Umbau der Dorneburger Straße 

4. Anfrage: Neugestaltung Edmund-Weber-Straße zwischen Dahlhauser Straße und 
Magdeburger Straße 

5. Antrag: Umgestaltung von ausgewählten Fußgängerampeln zu sogen. "Bergmann-
Ampeln" 

6. Siedlungskultur in Quartieren des Ruhrgebietes  
"Grüne Mitte Zeche Hannover" 

7. Verfahren zur Erteilung einer Genehmigung nach dem Bundes-
Immissionsschutzgesetz - BImSchG - 

8. Zukünftiges Betreiben der Öffentlichen Begegnungsstätte Volkshaus Röhlinghausen 
nach Ablauf des Förderzeitraumes bzw. Auslaufen der Zweckbindungsfrist mit Ablauf 
des Jahres 2019 

9. Bestellung eines stellvertretenden Leiters der Bezirksverwaltungsstellen 

10. Mitteilungen des Bezirksbürgermeisters und der Verwaltung 

Nichtöffentlicher Teil 

1. Mitteilungen des Bezirksbürgermeisters und der Verwaltung  

2. Soziale Stadt Wanne-Süd  
hier: Umgestaltung des Spielplatzes Am Alten Amt 

Herne, 27.08.2019  Der Bezirksbürgermeister:  Martin Kortmann 

Weitere Informationen zu den Inhalten finden Sie im Ratsinformationssystem unter 
www.herne.de  
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Öffentliche Bekanntmachung des Umlegungsausschusses der Stadt Herne 

Gemäß § 83 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 23. September 2004 (BGBI. I S. 2414), in 
der zurzeit geltenden Fassung, wird folgendes bekanntgemacht: 

Die am 04. April 2019 beschlossene Umlegungsregelung nach § 82 BauGB über die 
Vereinfachte Umlegung Nr. 10 – „Landwehrweg“ – für das Grundstück mit der Gemarkung 
Herne Flur 23 Flurstück 295 ist am 15. August 2019 unanfechtbar geworden.  

Mit dieser Bekanntmachung wird gemäß § 83 BauGB der bisherige Rechtszustand durch 
den in diesem Beschluss vorgesehenen neuen Rechtszustand ersetzt. 

Herne, 23. August 2019  
Umlegungsausschuss der Stadt Herne  
(L.S.) Die Vorsitzende Sickers, Städt. Rechtsdirektorin 

Rechtsbehelfsbelehrung  
Die Bekanntmachung des Zeitpunktes der Unanfechtbarkeit der Umlegungsregelungen kann 
binnen sechs Wochen, von dem auf diese Bekanntmachung folgenden Tage an gerechnet, 
durch Antrag auf gerichtliche Entscheidung nach § 217 BauGB angefochten werden. 

Der Antrag ist schriftlich oder zur Niederschrift bei dem Umlegungsausschuss der Stadt 
Herne, Geschäftsstelle, Langekampstr. 36, 44652 Herne, Zimmer B218, oder Postfach 
101820, 44621 Herne, einzureichen. 

Die Schriftform kann durch die elektronische Form ersetzt werden. Dafür ist entweder das 
elektronische Dokument mit einer qualifizierten elektronischen Signatur zu versehen und an 
die elektronische Poststelle der Stadt Herne vps@herne.de zu übermitteln oder der Antrag 
ist durch die De-Mail an die De-Mail-Adresse info@herne.de-mail.de zu senden. 

Der Antrag muss den Verwaltungsakt bezeichnen, gegen den er sich richtet. Er soll die 
Erklärung, inwieweit der Verwaltungsakt angefochten wird sowie einen bestimmten Antrag 
enthalten. Er soll die Gründe sowie die Tatsachen und Beweismittel angeben, die zur 
Rechtfertigung des Antrages dienen. Falls die Frist durch das Verschulden eines 
Bevollmächtigten versäumt werden sollte, so würde dessen Verschulden dem vertretenden 
Berechtigten zugerechnet werden. 

Über den Antrag entscheidet das Landgericht Arnsberg, Kammer für Baulandsachen.  
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Öffentliche Zahlungserinnerung 

Die Zahlungsabwicklung der Stadt Herne als Vollstreckungsbehörde erinnert an die Zahlung 
der im Monat September 2019 fällig werdenden Steuern und Abgaben.  

Bei verspäteter Zahlung müssen die gesetzlich vorgeschriebenen Säumniszuschläge 
berechnet werden. Falls Mahnung und ggfs. zwangsweise Einziehung erforderlich werden, 
entstehen weitere Kosten. 

Die Bankverbindungen der Stadt Herne und das anzugebende Kassenzeichen entnehmen 
Sie bitte dem jeweiligen Heranziehungsbescheid. 

Herne, 30.8.2019  Zahlungsabwicklung als Vollstreckungsbehörde  

Öffentliche Bekanntmachung -  
Bekanntmachung gemäß § 73 Abs. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG)   

Bezirksregierung Münster  30. August 2019  
500-0662646-1000/0056.U  

Die AGR Abfallentsorgungs-Gesellschaft Ruhrgebiet mbH (AGR), Im Emscherbruch 11, 
45699 Herten, hat mit Datum vom 28.11.2018 bei der Bezirksregierung Münster einen 
Antrag auf Planfeststellung des Vorhabens Erhöhung und Erweiterung der Zentraldeponie 
Emscherbruch (ZDE) zur Schaffung zusätzlicher Volumina für Abfälle der Deponieklassen I, 
II und III einschließlich damit im Zusammenhang stehender Änderungen vorgelegt.  

Für dieses Vorhaben ist gemäß § 35 Abs. 2 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 
24.02.2012 (BGBl. I S. 212 / FNA 2129-56) ein Planfeststellungsverfahren nach den 
Vorschriften der §§ 72 ff. des VwVfG vom 23.01.2003 (BGBl. I S. 102 / FNA 2016) - jeweils 
in der derzeit gültigen Fassung - durchzuführen. Für die Durchführung dieses Verfahrens ist 
die Bezirksregierung Münster nach § 2 Abs. 1 i. V. m. § 1 Abs. 2 Nr. 2 und Anhang I der 
Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz (ZustVU) vom 03.02.2015 (GV. NRW. S. 268 / 
SGV. NRW. 282) zuständig.  

In dem Planfeststellungsverfahren ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach den 
Vorschriften des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 24.02.2010 
(BGBl. I S. 94 / FNA 2129-20) - in der derzeit gültigen Fassung - durch-zuführen. Durch die 
vorliegende Bekanntmachung erfolgt gleichzeitig die Unterrichtung der Öffentlichkeit über 
das Vorhaben gem. § 19 Abs. 1 UVPG.  

In der Zeit vom 21.01.2019 bis zum 20.02.2019 lag der o. g. Antrag der AGR bereits 
öffentlich zur Einsichtnahme aus. Jede/r, dessen Belange durch das beabsichtigte Vorhaben 
berührt sind, hatte in der Zeit vom 21.01.2019 bis zum 19.03.2019 Gelegenheit, 
Einwendungen gegen den Plan zu erheben. Die vorgetragenen Einwendungen und die 
vorliegenden Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange wurden vom 09.07.2019 bis 
zum 11.07.2019 in der Emscher-Lippe-Halle in Gelsenkirchen erörtert.  
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Alle bereits vorgebrachten Einwendungen bleiben Bestandteil des laufenden Verfahrens und 
müssen nicht erneut vorgetragen werden. Sie wurden bereits im vorgenannten Termin 
erörtert und gehen in die Entscheidung über den Antrag ein. Auch alle im Rahmen des o. g. 
Erörterungstermins vorgetragenen Sachverhalte und gestellten Anträge bleiben Gegenstand 
des Verfahrens und werden bei der Entscheidungsfindung berücksichtigt. 

Aufgrund einer Verkürzung der einmonatigen Einwendungsfrist um einen Tag erfolgt 
nunmehr, wie bereits im Erörterungstermin bekannt gegeben, eine erneute Auslegung der 
mit dem Schreiben der AGR vom 28.11.2018 vorgelegten Antragsunterlagen.  

Allgemeine Beschreibung des Vorhabens  

Die AGR betreibt im Bereich der Städte Gelsenkirchen und Herne die ZDE. Im Osten wird 
die Zentraldeponie durch die Wiedehopfstraße, im Westen durch den Holzbach, im Norden 
durch die Straße „Im Eichkamp“ und im Süden durch die Emscher begrenzt. Auf der ZDE 
werden „nicht gefährliche“ und „gefährliche“ Abfälle im Sinne des KrWG deponiert.   

Die ZDE verfügt hierfür über zwei unterschiedliche Ablagerungsbereiche, den H-Bereich und 
den S-Bereich. Im H-Bereich werden Abfälle, die die Zuordnungskriterien der Deponieklasse 
II einhalten, abgelagert und im S-Bereich Massenabfälle aus Industrie und Gewerbe sowie 
gefährliche Abfälle, die die Zuordnungskriterien der Deponieklasse III einhalten. Von der 
Ablagerung ausgeschlossen sind Abfälle entsprechend dem § 7 Deponieverordnung (DepV) 
vom 27.04.2009 (BGBl. I S. 900 / FNA 2129-27-2-22), hierzu gehören u. a. flüssige, ätzende, 
brandfördernde, explosive oder infektiöse Abfälle.   

Die gesamte ZDE wurde mit dem Planfeststellungsbeschluss (PFB) vom 06.12.1989 
genehmigt. Die planfestgestellte Fläche der ZDE umfasst 113 ha, davon entfallen ca. 85 ha 
auf die beiden Ablagerungsbereiche. Von der planfestgestellten Deponiefläche befinden sich 
ca. 100 ha auf dem Gebiet der Stadt Gelsenkirchen und ca. 13 ha auf dem Gebiet der Stadt 
Herne. Bisher wurden auf der ZDE ca. 28 Mio. m3 Abfall abgelagert.  

Der Antrag der AGR vom 28.11.2018 beinhaltet folgende wesentliche Änderung des 
aktuellen Deponiebetriebs:  

• Erweiterung der ZDE um einen neuen Ablagerungsbereich für Abfälle der 
Deponieklasse II im Norden des Standortes. Das zusätzliche Ablagerungsvolumen 
beträgt ca. 1,9 Mio. m3  

• Erhöhung der Deponie im vorhandenen Ablagerungsbereich für Abfälle der 
Deponieklasse III um max. 10 m im Hochpunkt (höchster Punkt der Deponie dann 
138 m NHN). Das zusätzliche Volumen beträgt ca. 1,5 Mio. m3  

• Erhöhung der Deponie durch die Errichtung eines Bereichs zur Ablagerung von 
Abfällen der Deponieklasse I oberhalb der ehemaligen Ablagerung von Hausmüll. 
Das neu geschaffene Volumen beträgt ca. 1,2 Mio. m3.  

Darüber hinaus werden mit den vorgelegten Antragsunterlagen alle Änderungen am derzeit 
genehmigten Deponiebetrieb beantragt, die sich aus den drei genannten Teilvorhaben 
ergeben. Die Laufzeit der Deponie verlängert sich je nach Bereich um bis zu 10 Jahre.  

Zusammenfassend beinhaltet der Antrag für das gesamte o. g. Vorhaben die nach-stehend 
genannten wesentlichen Einzelaspekte:  
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• Erhöhung der ZDE um einen DK I-Bereich   

• Erhöhung der ZDE im DK III-Bereich um 10 m im Hochpunkt  

• Erweiterung der ZDE um einen DK II-Bereich (Nordbereich)  

• Erhöhung der Zwischenabdichtung des DK I-Bereichs (ehemalige Stell- und 
Wartungsfläche)  

• Änderung der genehmigten Oberflächenabdichtung im H-Bereich  

• Änderung der Entgasung im vorhandenen H-Bereich  

• Mitbehandlung der Sickerwässer des DK I- und DK II-Bereichs (Nordbereich) in der 
vorhandenen Sickerwasserbehandlungsanlage  

• Änderung der Oberflächenentwässerung  

• Errichtung einer Dichtwand im Norden/Nordosten zur Schließung der vorhandenen 
Schlitzwand  

• Änderung des Abfallartenkatalogs  

• Änderung der genehmigten Rekultivierung  

• Verlängerung der Lagerzeit im Notfall- und Revisionslager auf maximal zwei Jahre 
(hier handelt es sich um eine im Planfeststellungsverfahren konzentrierten 
Änderungsgenehmigungsantrag gem. § 16 Bundes-Immissionsschutzgesetz)  

• Aufhebung des Bescheides vom 05.12.2012 zur Errichtung einer temporären 
qualifizierten Oberflächenabdeckung  

• Befristete Waldumwandlung für 10 Jahre gem. §§ 39 und 40 Landesforstgesetz 
(diese Entscheidung unterliegt ebenfalls der Konzentrationswirkung des § 75 VwVfG).  

Für das Vorhaben besteht nach § 9 und Anlage 1 Nr. 12.1 und Nr. 12.2.1 des UVPG die 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung. Die Antragsunterlagen 
umfassen daher neben den Angaben gem. § 19 DepV auch die gem. §§ 16 ff UVPG 
erforderlichen Unterlagen (Dokumentation der Ergebnisse der 
Umweltverträglichkeitsuntersuchung (UVU) in einem Bericht zu den voraussichtlichen 
Umweltauswirkungen des Vorhabens (UVP-Bericht); s. Ordner 4 der Antragsunterlagen). Der 
UVP-Bericht beinhaltet auch eine allgemein verständliche, nicht technische 
Zusammenfassung zu den voraussichtlichen Umweltauswirkungen des Vorhabens (Seite 
256 im UVP-Bericht).  

Im Rahmen der UVU wurden folgende Fachgutachten zur Bewertung der im Zusammenhang 
mit dem Vorhaben „Erhöhung und Erweiterung der ZDE“ entstehenden Emissionen und den 
hieraus resultierenden Immissionen erarbeitet:  

• Immissionsprognose für Staub und Staubinhaltsstoffe (Ordner 4, Nr. 14.2)  

• Immissionsmessungen im Umfeld der ZDE (Ordner 4, Nr. 14.2.1)  

• Orientierende Bestimmung des Schwebstaubanteils PM10 und PM 2,5 beim 
Abkippen und Einbau von DK I-, DK II- und DK III-Abfällen (Ordner 5, Nr. 14.2.2)  

• Gutachten zu den Geräuschemissionen und -immissionen (Ordner 5, Nr. 14.3)  

• Gutachterliche Stellungnahme zu den Geruchsimmissionen verursacht durch die 
Zentraldeponie Emscherbruch nach geplanter Erweiterung und Erhöhung (Ordner 5, 
Nr. 14.4)  
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• Bericht über die Durchführung einer Rasterbegehung gemäß Geruchsimmissions-
Richtlinie (GIRL) im Umfeld der Zentraldeponie Emscherbruch (Ordner 5, Nr. 14.4.1)  

• Bericht über die Durchführung von Emissionsmessungen in der Abluft ausgesuchter 
Emittenten auf der ZD Emscherbruch (2016) (Ordner 5, Nr. 14.4.2)  

• Bericht über die Durchführung von Emissionsmessungen in der Abluft ausgesuchter 
Emittenten auf der ZD Emscherbruch (2018) (Ordner 5, Nr. 14.4.3)  

• Gutachten – Erschütterungsprognose zur geplanten Erweiterung und Erhöhung der 
ZDE (Ordner 6, Nr. 14.5)  

• Geplante Erweiterung und Erhöhung der Zentraldeponie Emscherbruch – 
Klimagutachten (Ordner 6, Nr. 14.6)  

• Verkehrsuntersuchung für die Erweiterung und Erhöhung der ZD Emscherbruch 
(Ordner 6, Nr. 14.7)  

• Hydrogeologisches Gutachten (Ordner 6, Nr. 14.8)  

Darüber hinaus wurden im Rahmen des UVP-Berichts die nachfolgenden Beiträge 
berücksichtigt:  

• Landschaftspflegerischer Begleitplan (Ordner 6, Nr. 14.9)  

• Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag (Ordner 7, Nr. 14.10)  

• Erweiterung und Erhöhung der Deponie - Faunistische Bestandserfassungen (Ordner 
7, Nr. 14.10.1)  

• Nachweis zu den Setzungen und Verformungen sowie zur Standsicherheit der 
geplanten Erweiterung und Erhöhung der ZDE (Ordner 7, Nr. 14.12.1).  

Ebenfalls Bestandteil der Antragsunterlagen ist der Nachweis für die Notwendigkeit der 
Erhöhung und Erweiterung der ZDE, Bedarfsnachweis (Ordner 1, Nr. 2.1).  

Bekanntmachung der Auslegung  

Der Plan (die Antragsunterlagen bestehend aus Zeichnungen, Gutachten und 
Erläuterungen), aus dem sich Art, Umfang, Anlass und Lage des Vorhabens ergeben, liegt 
gemäß § 38 Abs. 1 Satz 1 KrWG i. V. m. § 73 Abs. 3 Satz 1, Abs. 4 und 5 VwVfG und § 19 
UVPG einen Monat lang in der Zeit vom  
 
   03.09.2019 bis einschließlich 04.10.2019  
 
an folgenden Stellen zur Einsichtnahme aus:  

a) Stadt Gelsenkirchen  
Umweltreferat, Raum 3.03  
Ansprechpartner: Herr Pancke / Herr Hymmen  
Rathausplatz 1  
45894 Gelsenkirchen  
Zeiten:  
Montag bis Donnerstag 08:30 Uhr bis 15:30 Uhr  
Freitags 08:30 Uhr bis 12:30 Uhr  
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b) Stadt Herne  
Fachbereich 51 - Umwelt und Stadtplanung, Zimmer A 206  
Ansprechpartner: Herr Krieter  
Langekampstraße 36  
44652 Herne  
Zeiten:  
Montag bis Donnerstag 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr  
13:30 Uhr bis 16:00 Uhr  
Freitags 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr  

c) Stadt Herten  
Fachbereich 2 - Bauordnung, Raum 222  
Ansprechpartner/in: Frau Quick / Herr Vatteroth  
Kurt-Schumacher-Str. 2  
45699 Herten  
Zeiten:  
Montag 08:00 Uhr bis 16:00 Uhr  
Dienstag und Mittwoch 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr  
Donnerstag 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr  
14:30 Uhr bis 17:30 Uhr  
Freitags 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr  

d) Bezirksregierung Münster  
Dezernat 52, Raum N 4019 (4. Etage)  
Ansprechpartner/in: Frau Stegemann / Frau Egemann  
Albrecht-Thaer-Straße 9  
48147 Münster  
Zeiten:  
Montag bis Donnerstag 08:00 Uhr bis 16:00 Uhr  
Freitag 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr  

Hinweis:  
Am Tag der Deutschen Einheit dem 03.10.2019 sind die unter a) bis d) genannten Stellen 
geschlossen. 

Gleichzeitig wird die vorliegende öffentliche Bekanntmachung entsprechend den 
Anforderungen des § 27 a VwVfG auch auf der Internetseite der Bezirksregierung Münster 
veröffentlicht:  
 
https://www.bezreg-
muenster.de/de/service/bekanntmachungen/verfahren/deponien/AGR_zentraldeponie_emsc
herbruch_ea/index.html 

(alternativ zu erreichen über: Internetseite der BR MS auf bezreg-muenster.de aufrufen, 
dann Klick auf „Bekanntmachungen“, dann Klick auf „Verfahren“, dann Klick auf „Deponien“, 
dann Klick auf „AGR mbH – Erweiterung der Zentraldeponie Emscherbruch in 
Gelsenkirchen“). 

Auf dieser Internetseite wird für die Dauer des o. g. Zeitraums der Auslegung auch ein Link 
zu den Antragsunterlagen führen. Die Antragsunterlagen werden somit parallel auf der 
Internetseite der Bezirksregierung Münster zugänglich gemacht.  

Weiterhin können für die Dauer der Auslegung die vorgenannten Unterlagen gemäß § 20 
UVPG auch über das zentrale Internetportal  
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https://uvp-verbund.de/trefferanzeige?docuuid=A568F050-07AA-45C0-B5AC-
50C2740C4E26&plugid=/ingrid-group:ige-iplug-nw&docid=A568F050-07AA-45C0-B5AC-
50C2740C4E26  
 
abgerufen werden  
 
(alternativ zu erreichen über: Startseite des UVP-Portals auf uvp-verbund.de aufrufen und 
als Suchbegriff „ZDE“ eingeben).   

Maßgeblich ist der Inhalt der zur Einsichtnahme bei den o.g. Stellen ausliegenden 
Antragsunterlagen.  

Gemäß § 21 Abs. 2 UVPG kann jede/r, dessen Belange durch das Vorhaben berührt 
werden, ab dem Zeitpunkt des Beginns der Auslegung, dem 03.09.2019, bis 1 Monat nach 
Ablauf der Frist der Auslegung der Unterlagen, also spätestens bis zum  
 
     06.11.2019  
 
Einwendungen gegen den Plan erheben. Wie bereits vorstehend ausgeführt, werden bereits 
vorgetragene Einwendungen berücksichtigt und müssen nicht erneut vorgebracht werden.   

Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG, die auf Grund einer Anerkennung nach 
anderen Rechtsvorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe nach der 
Verwaltungsgerichtsordnung gegen die Entscheidung nach § 74 VwVfG einzulegen, können 
innerhalb der Einwendungsfrist Stellungnahmen zu dem Plan abgeben. Auch hier gilt, die 
bereits abgegebenen Stellungnahmen behalten ihr Gültigkeit und müssen nicht erneut 
vorgelegt werden. 

Die Einwendungen oder Stellungnahmen sind schriftlich oder zur Niederschrift an die 
Bezirksregierung Münster oder eine der o.g. Stellen zu richten. Mit Ablauf der genannten 
Einwendungsfrist / Äußerungsfrist sind gemäß § 73 Abs. 4 Satz 3 VwVfG / § 21 Abs. 4 
UVPG alle Einwendungen und Stellungnahmen / Äußerungen ausgeschlossen, die nicht auf 
besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Dieser Einwendungsausschluss gilt nicht für ein 
sich anschließendes Gerichtsverfahren.  

Gemäß § 3 a VwVfG sind Einwendungen, die per E-Mail erhoben werden, nur zulässig, 
wenn die Empfängerbehörde hierfür einen Zugang eröffnet hat und die E-Mails mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz versehen sind. Eine 
Signierung mit einem Pseudonym ist nicht zulässig.   

Die Bezirksregierung Münster hat diesen Zugang eröffnet und es gilt Folgendes:  

Die Einwendung kann auch durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments mit 
qualifizierter elektronischer Signatur an die elektronische Poststelle der Bezirksregierung 
Münster erhoben werden. Die E-Mail-Adresse lautet:  
poststelle@brms.sec.nrw.de  

Die Einwendung kann auch durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer 
Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz bei der Bezirksregierung Münster erhoben werden. 
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Die De-Mail-Adresse lautet:  
poststelle@brms-nrw.de-mail.de  

Eine einfache E-Mail erfüllt diese Anforderungen nicht.  

Im Rahmen des Anhörungsverfahrens werden personenbezogene Daten erhoben. 
Informationen zu dieser Datenerhebung können Sie unter  
 
https://www.bezreg-
muenster.de/de/service/bekanntmachungen/verfahren/deponien/AGR_zentraldeponie_emsc
herbruch_ea/index.html  
 
einsehen (alternativ zu erreichen über: Internetseite der BR MS auf bezreg-muenster.de 
aufrufen, dann Klick auf „Bekanntmachungen“, dann Klick auf „Verfahren“, dann Klick auf 
„Deponien“, dann Klick auf „AGR mbH – Erweiterung der Zentraldeponie Emscherbruch in 
Gelsenkirchen“). Zudem wird das Informationsblatt mit den Planunterlagen ausgelegt.  

Die Erhebung einer fristgerechten Einwendung bzw. Stellungnahme setzt voraus, dass aus 
der Einwendung oder der Stellungnahme zumindest der geltend gemachte Belang und die 
Art der Beeinträchtigung hervorgehen, die Einwendung oder Stellungnahme unterschrieben 
und mit einem lesbaren Namen und Anschrift versehen ist. Einwendungen und 
Stellungnahmen / Äußerungen ohne diesen Mindestgehalt sind unbeachtlich. Bei 
Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in 
Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben gem. 
§ 17 VwVfG), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit 
Namen und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen. Anderenfalls 
können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben.  

Die Einwendungen und Stellungnahmen werden an den Träger des Vorhabens, die AGR, 
sowie die beteiligten Behörden zur Stellungnahme weitergegeben. Auf Verlangen der 
jeweiligen Einwender/innen wird deren Namen und Anschrift unkenntlich gemacht, soweit 
diese Angaben nicht zur Beurteilung des Inhalts der Einwendung oder Stellungnahme 
erforderlich sind.  

Nach Ablauf der Einwendungsfrist werden neue, bisher nicht vorgetragene Einwendungen, 
d. h. Einwendungen, die neue Sachverhalte beinhalten, die innerhalb der o. g. Fristen gegen 
den Plan erhobenen wurden und neue rechtzeitig abgegebene Stellungnahmen von 
Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG sowie ggf. ergänzende Stellungnahmen der 
Behörden zu dem Plan mit dem Träger des Vorhabens, den Behörden, den Betroffenen 
sowie denjenigen, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, 
erörtert. 

Der Erörterungstermin wird mindestens eine Woche vorher ortsüblich bekannt gemacht. 
Der Träger des Vorhabens (die AGR), die Behörden und diejenigen, die Ein-wendungen 
erhoben bzw. Stellungnahmen abgegeben haben, werden von dem Erörterungstermin 
benachrichtigt. Sind außer der Benachrichtigung des Trägers des Vorhabens und der 
Behörden mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können diese 
Benachrichtigungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. Ebenso kann die 
Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch öffentliche Bekanntmachung 
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ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind. Bei Ausbleiben einer/es 
Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne sie/ihn verhandelt werden.  

Weitere Informationen sowie Äußerungen und Fragen zum Verfahren können bis zum Ablauf 
der Auslegungsfrist bei der für das Verfahren zuständigen Behörde, der Bezirksregierung 
Münster, angefordert bzw. eingereicht werden. Es wird darauf hingewiesen, dass die 
Einwendungsfrist von dem Zeitpunkt der Übermittlung angeforderter Informationen bzw. 
Beantwortung gestellter Fragen unberührt bleibt.  

Kosten, die durch die Einsichtnahme in die Planunterlagen und die Teilnahme an dem 
Erörterungstermin entstehen, können nicht erstattet werden.  

Über alle vorgebrachten Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des 
Anhörungsverfahrens durch die Planfeststellungsbehörde entschieden. Die Zustellung der 
Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an die Einwender/innen und diejenigen, die eine 
Stellungnahme abgegeben haben, kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, 
wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.  

Münster, den 30.08.2019  
Im Auftrag  
gez. Norbert Volkeri  
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